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Seit dem Versuch, die Ukraine-Krise wegen der Aufstände in Kiew durch die Außen-
minister Fabius, Sikorski und Steinmeier zu lösen, zieht es sich bis zu den jüngsten 
und angeblichen Vereinbarungen zwischen Poroschenko, Putin und Hollande wie ein 
roter Faden durch die kriegsgefährlich gewordene Ukraine-Krise. Es wird der nach-
drückliche Beweis dafür erbracht, dass jeder europäische Lösungsversuch durch den 
ukrainischen Präsidenten und seine Master in Washington hintertrieben wird. Die 
europäischen Staaten müssen nicht erst seit den offenen Worten von Frau Nuland 
aus dem US-Außenministerium erkennen, wie sehr, was in der Ukraine zum offenen 
Krieg mit Nachbarn führen wird, als „Drehbuch“ in Washington und in keiner europä-
ischen Hauptstadt liegt. Es ging in der Vorfreude für das Endspiel bei der Fußball-
Weltmeisterschaft völlig unter, dass am Wochenende offenbar von ukrainischen Stel-
lungen Ziele auf russischem Staatsgebiet unter Feuer genommen worden sind. Zufall 
oder nicht? Aus der Reaktion in Kiew kann jeder entnehmen, dass Vorfälle wie die 
von diesem Wochenende den dortigen Machthabern völlig egal sind. Folgen haben 
sie ohnehin nicht zu befürchten. Dafür sorgen andere. Nicht zuletzt der noch im Amt 
befindliche NATO-Generalsekretär Rasmussen. Wochenlang hat er die russische 
Seite aufgefordert, die eigenen Truppen von der russischen Seite der ukrainisch-
russischen Grenze abzuziehen. Jetzt wissen wir auch, warum diese Aufforderung 
erfolgt ist. 
In einer Zeit, in der sich die eine Hälfte Europas in Ferien befindet und ein weiterer 
Teil sich mit Fußball beschäftigte, brennt zwischen der Ukraine und Russland die 
Zündschnur. Von dem Massenmord auf dem Maidan-Platz in Kiew angefangen, 
wurde diese Lunte für etwas Größeres bewusst gelegt. Dabei spielte es für den 
Westen und hier vor allem für die grenzenlos willfährige „Qualitätspresse“ keine 
Rolle, aufzuklären, wer die Menschen auf dem Platz erschossen hat, um dem Um-
sturz die „Krone“ aufzusetzen. Bislang konnten die Opfer solcher Massaker davon 
ausgehen, dass der Westen um ihrer selbst willen die Täter anklagte. Heute ist 
gewiss, dass westliches Handeln eine Frage der Opportunität ist. Das nennt man 
gemeinhin „moralische Verkommenheit“. In Kiew und in der Frage, wer sich dort 
allgemein westlicher Unterstützung erfreut, kann sehr gut festgestellt werden, wie 
wenig von einer ehemals stolzen „westlichen Wertegemeinschaft“ übriggeblieben  
ist. 
Die Ukraine scheint die Blaupause für weiteres Vorgehen in Europa und darüber hin-
aus zu werden. Das Vorgehen des ukrainischen Machthabers Poroschenko gegen-
über dem Osten seines eigenen Landes und vor allem der dort lebenden Bevölke-
rung hat nichts mehr von dem an sich, wie Schwierigkeiten im eigenen Land beige-
legt oder angegangen werden können. Das ist Krieg gegen die eigene Bevölkerung 
und das mit einer angeblich aus dem Boden gestampften „Nationalgarde“, die aus 
den faschistischen Gruppen, vor allem aus der Westukraine, geschaffen worden ist. 
Den Menschen in der Ostukraine wird auf diese Weise demonstriert, dass jene Kräfte 
zurückkehren, die in der Vergangenheit millionenfaches Leid nicht nur über diese 
Landstriche gebracht haben. Europa sollte sich schämen, diesen Gestalten auch nur 
den Schimmer eines Verständnisses zukommen zu lassen. 
Das amerikanisch-Kiew-ukrainische Ziel dieses Vorgehens wird notfalls auf den offe-
nen Krieg mit Russland aus sein, um letztlich die Ukraine als Bollwerk nicht nur ge-



gen Russland nutzen zu können. Sollte es gelingen, die Ukraine derart den USA 
dienstbar zu machen, wird es einen kompletten Riegel unter US-Kontrolle zwischen 
dem Baltikum über Polen und die Ukraine zum Schwarzen Meer geben. Ein amerika-
nisches Ziel, das auf dem NATO-Gipfel in Riga 2006 schon einmal angesteuert wor-
den ist. Da dieser amerikanische Vorstoß am Widerstand der Europäer seinerzeit 
gescheitert ist, hat jetzt Washington die Daumenschrauben gegenüber den unbot-
mäßigen Europäern angesetzt. Dann eben Totalkontrolle über die Ukraine ohne die 
Europäer. 
Damit können gleich zwei substantielle Ziele in dramatischer Weise umgesetzt wer-
den: Washington schmeißt Russland aus Europa hinaus und bekommt Westeuropa 
unter Komplett-Kontrolle. Da mag es traditionell noch so gute Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen Russland und Deutschland geben. Washington dreht diesen Hahn in 
Zukunft ab oder Moskau kriecht zu Kreuze und liefert nicht nur das russische Erdgas 
und Erdöl amerikanischer Kontrolle aus, wie es zu Zeiten von Yukos fast gelungen 
wäre. Die Grenzverletzungen am Endspiel-Wochenende durch ukrainische Einheiten 
an der russisch/ukrainischen Grenze sind der Vorgeschmack dafür, wie hoch das 
„Preisschild“ ausfallen dürfte. 
Wir Westeuropäer sollten uns nichts vormachen. Wir werden zum „Europäer-Gebiet“, 
wenn noch vor der vom „Spiegel“ in Aussicht gestellten Ende der Kanzlerschaft Mer-
kel die Vereinigten Staaten uns das „Transatlantische Freihandelsabkommen“ auf-
oktroyiert haben werden. Es sind nicht die Chlor–Hähnchen, die unser Schicksal 
besiegeln werden. Das werden die Schiedsgerichte im Interesse der US-Anwalts-
fabriken sein, die den Resten der parlamentarischen Demokratie in unseren Staaten 
den Garaus machen werden. Man mag sich gar nicht mehr daran erinnern, dass 
Willy Brandt Deutschland einmal mehr Demokratie in Aussicht stellte. Seit Jahren 
werden wir von „oben nach unten“ regiert und die eigenen deutschen Entscheidungs-
möglichkeiten sind im Moloch Brüsseler Lobbyinteressen verschwunden. Das, was 
vom europäischen demokratischen System noch übrig geblieben ist, soll jetzt dem 
Überfall amerikanischer Schiedsgerichte zur Aushebelung unserer Regierungen und 
Parlamente standhalten? Daran zu denken bedeutet, die Hoffnungslosigkeit zum 
politischen Grundmuster zu machen. 
Nach dem von den Streitkräften im Auslandseinsätzen gefürchteten „friendly fire“, bei 
dem man Opfer der eigenen Waffenwirkung wird, kommt jetzt offenbar das System 
der „friendly occupation“ zur Vollendung der genannten Ziele. Es gibt wohl kaum eine 
Hauptstadt, die den USA gegenüber so offen ist, wie man das für Berlin sagen kann. 
Andererseits nehmen bei kaum noch vorhandener administrativer und politischer Ge-
staltungskraft in der deutschen Hauptstadt „councils für dit und dat“ im US-Interesse 
sich die noch vorhandenen Entscheidungsträger „vor die Brust“. Amerikanisches Ge-
dankengut und Einfluss, wohin man auch den Blick schweifen lässt. Berlin gibt den 
Amerikanern jedes Papier und jedes Dokument, das von amerikanischem Interesse 
ist, doch schon freiwillig raus. Wozu dann noch Spionage und das auch noch von 
Wien aus. Wenn man schon den Hals nicht vollkriegen kann, was bleibt dann noch 
übrig? Die Frage hat vor wenigen Tagen und überaus öffentlich der Präsident des 
BDI, Herr Grillo, angesprochen. Zutreffend und ziemlich spät wies Herr Grillo darauf 
hin, mit welch gefüllten „Kriegskassen“ amerikanische Globalkonzerne in Europa 
nach dem Muster Alstrom in Frankreich auf Einkaufstour gehen. Nachdem man für 
seine Erlöse – aus den vom britischen Premierminister bekannt gemachten Gründen 
– schon kaum Steuern bezahlt, sticht man jeden europäischen Mitbewerber durch 
amerikanische Angebote aus und reißt sich von der deutschen und europäischen 
Industrie noch das unter den Nagel, was noch nicht im Bestand der USA ist. 
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